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Ergänzung der Bauordnung 

Erhebung einer Mehrwertabgabe 

 
1 Auf Planungsvorteilen, die durch Auf- oder Umzonungen entstehen, wird eine 
Mehrwertabgabe im Sinne von § 19 des Mehrwertausgleichgesetzes (MAG) er-
hoben. 
 
2 Die Freifläche gemäss § 19 Abs. 2 MAG beträgt 1’200 m2. 
 
3 Die Mehrwertabgabe beträgt 25 % des um Fr. 100'000 gekürzten Mehrwerts. 

 

 

Erträge Mehrwertabgabe 

 

Die Erträge aus den Mehrwertabgaben fliessen in den kommunalen Mehrwert-

ausgleichsfonds und werden nach Massgabe des Fondsreglements verwen-

det. 

Art. 3a 

Art. 3b 
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Zusammenfassung 

Das Bundesgesetz über die Raumplanung verlangt, dass erhebliche planungs-

bedingte Vor- und Nachteile ausgeglichen werden. Der Kanton Zürich kommt 

dieser Vorgabe nach und hat ein Mehrwertausgleichsgesetz und eine Mehr-

wertausgleichsverordnung erlassen. Seit dem 1. Januar 2021 sind die Vorga-

ben in Kraft. 

 

Gemeinden erhalten die Möglichkeit eine kommunale Mehrwertabgabe bei 

Auf- oder Umzonungen einzuführen. Die Gemeinde kann zum einen die Freiflä-

che festlegen, bis zu welcher eine Mehrwertabgabe entfällt (sofern der Mehr-

wert CHF 250'000.- nicht überschreitet) und zum andern die Höhe des Abga-

besatzes zwischen 0 – 40 % festlegen. Einzonungen (neu und dauerhaft der 

Bauzone zugewiesene Flächen) werden kantonal über das Mehrwertaus-

gleichsgesetz MAG geregelt. 

 

Die Gemeinde Zell hat entschieden, eine Mehrwertabgabe mit der Teilrevision 

der Bau- und Zonenordnung einzuführen. Die Höhe der Freifläche wird auf 

1'200 m2 und der Mehrwertabgabesatz auf 25 % festgelegt. Die entsprechen-

den Formulierungen, gemäss den Mustervorschriften des Amts für Raument-

wicklung des Kantons Zürich, sollen in die Bauordnung aufgenommen werden. 

 

Mit der Teilrevision werden einzig Vorschriften zur Mehrwertabgabe und keine 

Anpassungen am Zonenplan vorgenommen. 

 

  

Raumplanungsgesetz RPG 

Möglichkeiten des 

Mehrwertausgleichs 

Kommunale Mehrwertabgabe 

Keine Anpassungen 

am Zonenplan 
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1. Ausgangslage 

1.1 Anlass 

Das revidierte Raumplanungsgesetz (RPG), am 1. Mai 2014 in Kraft getreten, 

verlangt von den Kantonen, dass sie erhebliche planungsbedingte Vor- und 

Nachteile ausgleichen. Mit dem Mehrwertausgleichsgesetz (MAG), vom Kan-

tonsrat am 28. Oktober 2019 verabschiedet sowie der Mehrwertausgleichsver-

ordnung (MAV) am 30. September 2020 vom Regierungsrat erlassen, kommt 

der Kanton Zürich der Vorgabe des RPG nach. MAG und MAV traten am 1. Ja-

nuar 2021 in Kraft. 

 

Die Gemeinden erhalten mit dem Mehrwertausgleichsgesetz die Möglichkeit 

eine kommunale Mehrwertabgabe von bis zu 40 % auf Um- oder Aufzonungen 

zu erheben. Damit eine entsprechende Abgabe erhoben werden kann, sind 

Bestimmungen in der Bauordnung aufzunehmen. 

 

Die Mehrwertabgabe für Einzonungen ist dabei auf kantonaler Ebene geregelt 

und fällt nicht in den Zuständigkeitsbereich der Gemeinden. 

 

Bislang konnten städtebauliche Verträge mit den Grundeigentümern abge-

schlossen werden. Mit dem MAG ist dies seit 1. Januar 2021 nicht mehr mög-

lich – ein vertraglicher Ausgleich ist nur noch im Zusammenhang mit der 

Mehrwertabgabe, anstelle der Abgabe, zulässig. 

 

Die Gemeinde Zell ist an der gesamthaften Überarbeitung der Ortsplanung aus 

dem Jahr 1995. Im Rahmen der Gesamtrevision sind vereinzelte Um- und Auf-

zonungen vorgesehen, welche potenziell zu Mehrwerten führen können. Damit 

auf diesen Planungsmassnahmen Mehrwertabgaben erhoben werden können, 

ist es notwendig, dass die Bestimmungen zur Mehrwertabgabe bei Um- oder 

Aufzonungen bereits vor der Gesamtrevision in Kraft sind. 

1.2 Vorgehen 

Der kommunale Mehrwertausgleich wird in einer Teilrevision ausgelagert. Ge-

mäss dem Amt für Raumentwicklung des Kantons Zürich kann eine Teilrevi-

sion, welche nur den Mehrwertausgleich betrifft, beschleunigt genehmigt wer-

den, sofern die Musterbestimmungen des Amts übernommen werden. 

 

In der «Teilrevision BZO Mehrwertausgleich» werden einzig die baurechtlichen 

Grundlagen für die Erhebung einer Abgabe geschaffen. Weitere Anpassungen 

an der Bau- und Zonenordnung werden nicht vorgenommen. 

  

Revision Raumplanungsgesetz 

RPG 

Mehrwertausgleichsgesetz 

MAG 

Städtebauliche Verträge 

Gesamtrevision der 

Ortsplanung 

Teilrevision BZO 

Mehrwertausgleich 
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1.3 Arbeitsorganisation 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.4 Bestandteile der Teilrevision 

Die Teilrevision der BZO umfasst folgende verbindlichen Bestandteile: 

◼ Bauordnung 

 

Unterlagen zur Erläuterung und Konkretisierung (sind nicht verbindlicher Be-

standteil): 

◼ Erläuterungsbericht gemäss Art. 47 RPV 

 

Für die Mittelverwendung aus der Mehrwertabgabe wird ein Fondsreglement 

eingesetzt. Dieses ist jedoch nicht Bestandteil der Teilrevision BZO und wird 

ausserhalb dieser durch die Gemeindeversammlung erlassen. 

1.5 Planungsablauf 

Der Entwurf der Teilrevision wurde zusammen mit der Planungs- und Baukom-

mission erarbeitet. 

 

Die Teilrevision wurde vom Amt für Raumentwicklung des Kantons Zürich auf 

deren Genehmigungsfähigkeit vorgeprüft. Die Behandlung der beanstandeten 

Punkte aus der Vorprüfung ist im Anhang ersichtlich. 

 

Der überarbeitete Entwurf wurde zwischen dem 12. Februar 2021 und dem 13. 

April 2021 während 60 Tagen öffentlich aufgelegt. Es gingen keine Einspra-

chen gegen die Teilrevision BZO Mehrwertausgleich ein. 

 

 

Oktober 2020 

Entwurf 

November 2020 – Januar 2020 

Vorprüfung 

Februar 2021 – März 2021 

Öffentliche Auflage 

Ausschuss 
• Patricia Heuberger 

(Gemeinderätin, Ressort 

Planung und Bau) 

• Peter Obrist 

(Bausekretär) 

• Michael Ruffner (R+K) 

• René Ott (R+K) 

Planungs- und Baukommission (PBK) 
Vorbereitende Kommission: Verfahrensleitung, Zwischenbeurteilungen  

• Patricia Heuberger 

• Kurt Nüesch 

• Stephan Litscher 

• Susanne Stahl 

• Markus Kernen 

• Peter Obrist (Bausekretär) 
Fachliche Bearbeitung 
• Michael Ruffner, R+K Büro 

für Raumplanung AG 

• René Ott, R+K Büro für 

Raumplanung AG 

Gemeinderat 

Strategie und Beschlussfassung 
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Die Gemeindeversammlung wird am 21. Juni 2021 über die Festsetzung der 

Teilrevision BZO Mehrwertausgleich entscheiden. Der Entscheid der Gemein-

deversammlung wird während 30 Tagen ausgeschrieben. 

 

Nach einem positiven Bescheid der Gemeindeversammlung wird der Antrag 

auf Genehmigung bei der Baudirektion Kanton Zürich gestellt. 

 

Die öffentliche Genehmigungsauflage dauert 30 Tage. Ohne Einsprachen kann 

die Teilrevision anschliessend in Kraft gesetzt werden. 

  

21. Juni 2021 

Gemeindeversammlung 

August 2021 

Antrag zur Genehmigung 

September 2021 

Genehmigung 
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2. Planungsgrundlagen 

2.1 Raumplanungsgesetz 

Der Auftrag für die Regelung eines Ausgleichs von Vor- oder Nachteilen in-

folge von Planungen leitet sich nach Art. 5 des Bundesgesetzes über die 

Raumplanung (RPG) ab. 

 

Art. 5 RPG 

1 Das kantonale Recht regelt einen angemessenen Ausgleich für erhebliche Vor- 

und Nachteile, die durch Planungen nach diesem Gesetz entstehen. 

 

1bis Planungsvorteile werden mit einem Satz von mindestens 20 Prozent ausge-

glichen. Der Ausgleich wird bei der Überbauung des Grundstücks oder dessen 

Veräusserung fällig. Das kantonale Recht gestaltet den Ausgleich so aus, dass 

mindestens Mehrwerte bei neu und dauerhaft einer Bauzone zugewiesenem Bo-

den ausgeglichen werden. 

 

2.2 Kantonales Mehrwertausgleichsgesetz (MAG) 

Am 28. Oktober 2019 wurde das Mehrwertausgleichsgesetz (MAG) vom Kan-

tonsrat beschlossen. Die Vernehmlassung zur Mehrwertausgleichsverordnung 

(MAV) erfolgte bis Januar 2020. Aufgrund des Auswertungsergebnisses 

wurde die Verordnung überarbeitet und vom Regierungsrat am 30. September 

2020 erlassen. Gesetz und Verordnung sind ab 1. Januar 2021 in Kraft. 

 

Das MAG unterscheidet zwischen der Abgabe gemäss kommunaler und 

kantonaler Regelung. Kantonale Mehrwertabgaben auf Einzonungen sind im 

Mehrwertausgleichsgesetz MAG geregelt. 

 

Der Kanton erhebt bei Einzonungen eine Mehrwertabgabe von 20 %, sofern der 

Mehrwert mehr wie Fr. 30'000 beträgt (§ 4 MAG). Die Erträge fliessen in den 

kantonalen Mehrwertausgleichsfonds (§ 14 MAG), welche für Entschädigun-

gen der Gemeinden bei Auszonungen oder Massnahmen der Raumplanung 

von Kanton, regionalen Planungsverbänden und Gemeinden verwendet wer-

den können (§ 16 Abs. 1 lit. a und b MAG). 

2.2.1 Planungsmassnahme 

Auf Planungsvorteilen bei Auf- oder Umzonungen kann eine Mehrwertabgabe 

durch die Gemeinde geregelt werden (§ 19 ff MAG). Die Gemeinde kann dabei 

die Obergrenze der Freifläche sowie den Abgabesatz festlegen. Falls die 

Auszug Bundesgesetz über die 

Raumplanung 

Kantonale Umsetzung 

Kantonale Mehrwertabgabe 

Kommunale Mehrwertabgabe 
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Gemeinde keine Mehrwertabgabe erheben will, so ist dies ebenfalls in der 

Bauordnung festzulegen. 

2.2.2 Freifläche 

Die Gemeinde kann eine Freifläche zwischen 1'200 und 2'000 m2 festlegen. 

Grundstücke, die kleiner sind als die festgelegte Freifläche, sind vom Aus-

gleich ausgenommen (§ 19 Abs. 2 MAG), sofern der Mehrwert CHF 250'000.- 

nicht übersteigt. Für Grundstücke unter der Freiflächengrösse mit einem 

Mehrwert grösser wie CHF 250'000.- wird die Abgabe jedoch trotzdem erho-

ben (§ 19 Abs. 4 MAG). Je kleiner die Freifläche gewählt wird, desto mehr 

Grundstücke sind potenziell von der Abgabe betroffen. Bei wirtschaftlich oder 

rechtlich zusammengehörenden Grundstücken ist die Summe der Mehrwerte 

aller Grundstücke massgebend (§ 20 Abs. 3 MAG). 

2.2.3 Mehrwertabgabe 

Auf den festgestellten und um CHF 100'000.- reduzierten Mehrwert kann die 

Gemeinde einen Abgabesatz bis maximal 40 % festlegen (§ 19 Abs. 3 MAG). 

 

Soll keine Abgabe erhoben werden, so ist dies ebenfalls festzulegen. Ohne Ab-

gabe sind auch keine städtebaulichen Verträge mehr möglich. 

2.2.4 Umsetzung & Verwendungszweck 

Die Mehrwertabgabe kann finanziell in den kommunalen Mehrwertausgleichs-

fonds geleistet oder mittels städtebaulichen Vertrages beglichen werden. 

 

Der kommunale Mehrwertausgleichsfonds kann gemäss Mehrwertausgleichs-

verordnung (MAV) für bestimmte Massnahmen der Raumplanung eingesetzt 

werden (Vgl. Kap. 2.3 «Mehrwertausgleichsverordnung»). 

 

Zwischen der Bauherrschaft und der Gemeinde können städtebauliche Ver-

träge abgeschlossen werden - als Ersatz für die Mehrwertabgabe. Im städte-

baulichen Vertrag können Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit dem 

Bauvorhaben geklärt werden (§ 21 MAG). 

 

Der Ausgleich mittels städtebaulicher Verträge kann von der aufgrund des 

Mehrwerts geschuldeten Abgabe abweichen (§ 19 Abs. 6 MAG). 

  

Erhebung Mehrwertabgabe 

Verzicht 

Kommunale Fonds 

Städtebaulicher Vertrag 
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Abb. 1: Übersicht zur Erhebung und Verwendung der Mehrwertabgabe (eigene Darstellung nach MAG und MAV) 
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2.3 Mehrwertausgleichsverordnung 

Die Mehrwertausgleichsverordnung regelt folgende Bereiche: 

 

Bemessung des Mehrwerts 

2. Abschnitt, § 6 – 17 MAV 

 

Verfahren und Grundlage der Bemessung. 

Der Mehrwert soll anhand eines Landpreis-

modells ermittelt werden. 

Festsetzung und Bezug der Abgabe 

3. Abschnitt, § 18 – 27 MAV 

Inhalte der Verfügung zur Festsetzung, 

Regelung des Grundpfandrechtes, Inhalte 

der Rechnung und Fälligkeit sowie Bezug 

der Abgabe 

Städtebauliche Verträge 

4. Abschnitt, § 28 – 31 MAV 

Mindestinhalt Vertrag und Vorvertrag, Rege-

lung bei Nicht-Zustandekommen des Vertra-

ges 

Mehrwertausgleich (kantonal) 

5. Abschnitt, § 32 – 40 MAV 

Höhe der Beiträge für Auszonungen und für 

Massnahmen der Raumplanung 

Mehrwertausgleichsfonds (kommunal) 

5. Abschnitt, § 41 – 44 MAV 

Beitragsberechtigte Massnahmen, Bericht-

erstattung 

Applikationen, Daten und Wirkungskontrolle 

6. Abschnitt, § 45 – 47 MAV 

Webportal mit Applikationen zur 

Bemessung Mehrwert, Berechnung und 

Verwaltung Abgabe sowie Fonds-

verwaltung, Berichterstattung (jährlich) zu 

bestimmten Indikatoren der Mehrwert-

abgabe 

Übergangsbestimmungen 

7. Abschnitt, § 48 MAV 

Gesuche für Massnahmen der Raumpla-

nung gemäss § 16 Abs. 1 lit. b MAG können 

ab dem 1. Januar 2022 eingereicht werden. 

  



Erläuternder Bericht nach Art. 47 RPV, Teilrevision BZO Mehrwertausgleich 

X:\RP\540 Zell\30 Teilrevision BZO Mehrwertabgabe\13 aktuelles Exemplar, 

Verfahren\3_Gemeindeversammlung\02_Bericht\Bericht.docx 

 

12  

2.3.1 Verfahrensablauf Mehrwertabgabe bei weiteren Planungen 

Die Teilrevision BZO Mehrwertausgleich bildet die Grundlage, damit in künfti-

gen Planungen Mehrwertabgaben erhoben werden können. 

 

Der Ablauf und die Ermittlung der konkreten Mehrwertabgabe in künftigen Ver-

fahren, welche Planungsmehrwerte generieren, richten sich nach der Mehrwer-

tausgleichsverordnung (MAV). 

 

 

Abb. 2: Verfahrensablauf der Mehrwertabgabe (eigene Darstellung nach MAV) 
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3. Anpassung Bauordnung 

Die beiden neuen Artikel werden gemäss den Hinweisen zu den Musterbestim-

mungen des Amtes für Raumentwicklung (ARE) im Kapitel «1. Zonenordnung» 

vor den konkreten Zonenvorschriften aufgenommen. 

3.1 Erhebung einer Mehrwertabgabe 

Die Musterbestimmungen des Amts für Raumentwicklung des Kantons Zürich 

werden übernommen. Festgelegt wird dabei die Höhe der Freifläche und des 

Abgabesatzes. 

 

Die Freifläche wird auf 1'200 m2 festgelegt. Es zeigt sich, dass wenige Eigen-

tümer mit grossen Parzellen von der Regelung der Mehrwertabgabe in der Ge-

meinde Zell betroffen sein werden. Rund 81 % der Eigentümer innerhalb der 

Bauzone sind nicht von der Mehrwertabgabe betroffen. 

 
 Gesamte 

Gemeinde 
Zell 

Betroffene 
Grundstücke 

Grundstücksgrösse (Median)* 531 m2 > 1’200 m2 

Grundstücksgrösse (Mittelwert)* 966 m2 > 1’200 m2 

Anzahl Grundstücke* 1’464 277 

Bauzonenfläche 142 ha 85 ha 

* in der Bauzone 

 

 

 

Abb. 3: Auswertung der Grundstücksgrössen in der Bauzone der Gemeinde Zell (eigene Darstellung) 

 

Einordnung  

Freifläche 
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Abb. 4: Übersicht zu der Verteilung der Grundstücksgrösse in der Gemeinde Zell (eigene Darstellung) 

 

Der Abgabesatz soll auf 25 % festgelegt werden. Dadurch soll sichergestellt 

werden, dass entsprechende Mehrwerte abgeschöpft resp. in städtebaulichen 

Verträgen abgegolten werden können. Ein höherer Abgabesatz wurde nicht 

gewählt, damit Investitionen nicht unnötig erschwert werden. Trotzdem wurde 

ein leicht höherer Abgabesatz wie bei Einzonungen gewählt. Damit soll sicher-

gestellt werden, dass ein Viertel des geschaffenen Mehrwertes (unter Abzug 

von CHF 100'000) vor Ort mittels städtebaulichen Vertrages oder in der ge-

samten Gemeinde über die finanzielle Abgabe eingesetzt wird, um Qualitäten 

für Bewohner oder die Bevölkerung zu schaffen. 

 

Art. 3a Erhebung einer Mehrwertabgabe 
 
1 Auf Planungsvorteilen, die durch Auf- oder Umzonungen entstehen, wird 
eine Mehrwertabgabe im Sinne von § 19 des Mehrwertausgleichsgesetzes 
(MAG) erhoben. 
 
2 Die Freifläche gemäss § 19 Abs. 2 MAG beträgt 1’200 m2. 
 
3 Die Mehrwertabgabe beträgt 25 % des um Fr. 100 000 gekürzten Mehr-
werts. 

 

  

Höhe Abgabesatz 

Neuer Artikel Bauordnung 
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3.2 Erträge Mehrwertabgabe 

Die Musterbestimmungen des Amts für Raumentwicklung des Kantons Zürich 

werden übernommen. 

 

Art. 3b Erträge Mehrwertabgabe 
 
Die Erträge aus den Mehrwertabgaben fliessen in den kommunalen Mehr-
wertausgleichsfonds und werden nach Massgabe des Fondsreglements 
verwendet. 

 

Mit dem Artikel 63 wird die Grundlage für die Einrichtung eines kommunalen 

Fonds gelegt. Ein Reglement zum Fonds wird ausserhalb der Bau- und Zonen-

ordnung erlassen. Die Verwendung der Mittel kann in diesem präzisiert wer-

den, beitragsberechtigte Massnahmen richten sich jedoch eng nach 

§ 42 MAV: 

 

1 Kommunale Planungsmassnahmen gemäss § 23 MAG sind insbesondere 

a. die Gestaltung des öffentlichen Raums, insbesondere die Erstellung 

und ökologisch hochwertige Gestaltung und Ausstattung von Pärken, 

Plätzen, Grünanlagen und Erholungseinrichtungen und anderen öffent-

lich zugänglichen Freiräumen, 

b. die Verbesserung des Lokalklimas und die Verbesserung der ökologi-

schen Qualität und Durchlässigkeit des Siedlungsraums, 

c. die Verbesserung der Zugänglichkeit von den Haltestellen des öffentli-

chen Verkehrs und von öffentlichen Einrichtungen mit Rad- und Fuss-

wegen, 

d. die Erstellung von sozialen Infrastrukturen wie die Erstellung von sozia-

len Treffpunkten oder ausserschulischen Einrichtungen, 

e. die Verbesserung der Bau- und Planungskultur 

f. die Planungskosten für die Überdeckung von Verkehrsinfrastrukturen. 

 

2 Beitragsberechtigt sind auch Rechtserwerbe. 

3 Für Betrieb und Unterhalt werden keine Beiträge ausgerichtet. 

 

Die Verwendung der Fondsmittel wird jährlich bekannt gegeben. Im Rahmen 

der Wirkungskontrolle gemäss § 27 MAG werden der Direktion die erforderli-

chen Daten übermittelt. 

  

Neuer Artikel Bauordnung 

Beitragsberechtigte 

Massnahmen § 42 MAV 

Berichterstattung § 38 MAV 
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4. Reglement zum kommunalen Mehrwertausgleichs-
fonds 

Für den kommunalen Mehrwertausgleichsfonds ist ein Reglement zu erlassen, 

welches die wichtigsten Eckpunkte wie den Verwendungszweck der Mittel, die 

Gesuchsanträge und -prüfungen sowie generelle Vorgaben zur Führung des 

Fonds beinhaltet. 

 

Das Reglement zum Mehrwertausgleichsfonds kann ausserhalb der Bau- und 

Zonenordnung erlassen werden. Es ist gemäss Schreiben des Amts für Raum-

entwicklung des Kantons Zürich vom 12. Februar 2020 kein Genehmigungser-

fordernis für die Teilrevision BZO und wird auch nicht durch das Amt geprüft.  

 

Das Reglement zum kommunalen Mehrwertausgleichsfonds der Gemeinde 

Zell wird, separat von der Teilrevision BZO Mehrwertausgleich, durch die Ge-

meindeversammlung erlassen. 

 

Zur Unterstützung bei der Ausarbeitung eines Reglements wurde vom Amt für 

Raumentwicklung ein Musterfondsreglement erarbeitet. Die Version 2.0 wurde 

am 9. Dezember 2020 publiziert. 

 

Der Entwurf des kommunalen Mehrwertausgleichsfondsreglements, welches 

nicht Bestandteil der Teilrevision BZO Mehrwertausgleich ist,  wird angelehnt 

an das kantonale Musterfondsreglement ausgearbeitet werden. 

 

  

Zweck 

Verfahren 

Musterfondsreglement 
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5. Auswirkungen 

Mit der Teilrevision sollen Planungsvorteile bei Auf- und Umzonungen, analog 

der kantonalen Lösung bei Einzonungen mit einer Mehrwertabgabe belegt 

werden. Unter dem Grundsatz der Siedlungsentwicklung nach innen sind Ver-

dichtung des bestehenden Siedlungsgebiets durch Auf- und Umzonungen ab-

sehbar. 

 

Verdichtungen sollen dabei aber nicht zulasten von bestehenden Qualitäten 

gehen. Durch die Sicherung über die Mehrwertabgabe resp. städtebauliche 

Verträge sollen die geschaffenen Planungsvorteile möglichst eingesetzt wer-

den, um weitere Qualitäten für die Öffentlichkeit direkt im Projekt (über den 

städtebaulichen Vertrag) oder an geeigneten Orten in der Gemeinde (über den 

kommunalen Fonds) zu schaffen. 

 

Die Festsetzung von 25 % oder einem Viertel des effektiven Mehrwertes, nach 

Abzug von CHF 100'000 führt dazu, dass die Gemeinde die Möglichkeit erhält, 

Qualitäten und Mehrwerte für die Öffentlichkeit zu schaffen. 

 

Der pauschale Abzug von CHF 100'000 stellt dabei sicher, dass kaum Abga-

ben für kleinere Auf- oder Umzonungen geleistet werden müssen. Kann jedoch 

ein grosses zusammenhängendes Projekt von einer erhöhten Ausnützung pro-

fitieren, so ist gesichert, dass ein Viertel dieses Planungsvorteilsmehrwertes 

der Öffentlichkeit zugutekommen wird. 

 

Die gewählte Freifläche von 1'200 m2 entspricht dem Massstab der Gemeinde 

Zell. Rund 81 % der Grundstücke in der Gemeinde sind (sofern nicht auf- oder 

umgezont wird) nicht von der Mehrwertabgabe betroffen. Die 19 % aller be-

troffenen Grundstücke machen wiederum rund 60 % der gesamten Bauzonen-

fläche aus. Man kann folglich festhalten, dass insbesondere die grossen 

Grundstücke in der Bauzone von der Mehrwertabgabe betroffen sind. 

 

Das Fondsreglement stellt sicher, dass die Mittel des kommunalen Mehrwert-

ausgleichsfonds zielgerichtet für Projekte eingesetzt werden können, welche 

der Gemeinde und der Bevölkerung nachhaltig einen Mehrwert bringen. 

  

Einführung Mehrwertabgabe 

Mehrwertabgabesatz 

Freifläche 

Fondsreglement 
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Anhang 

Anpassung Teilrevision aufgrund der kantonalen Vorprüfung 

Vorprüfungsbericht vom 7. Januar 2021 Behandlung durch die Gemeinde 
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Im Bericht wurden die entsprechenden 
Verweise zur Mehrwertausgleichsver-
ordnung angepasst und definitiven In-
halte der MAV vom 30. September 
2020 übernommen. 
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